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Artikel 1 (Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 2008) 
 

Bundesgesetz, mit dem der Finanzausgleich für die Jahre 2008 bis 
2014 geregelt wird und sonstige finanzausgleichsrechtliche 

Bestimmungen getroffen werden (Finanzausgleichsgesetz 2008 – 
FAG 2008) 

Bundesgesetz, mit dem der Finanzausgleich für die Jahre 2008 bis 
2016 geregelt wird und sonstige finanzausgleichsrechtliche 

Bestimmungen getroffen werden (Finanzausgleichsgesetz 2008 – 
FAG 2008) 

Inhaltsverzeichnis 

I. Finanzausgleich 
(§§ 2 bis 4 F-VG 1948) 

§ 1. Tragung der Kosten der mittelbaren Bundesverwaltung und bestimmter mit 
der Besorgung der Verwaltung von Bundesvermögen zusammenhängender 
Aufgaben 
§ 2. Tragung des Aufwandes für die Ausgleichszahlungen 
§ 3. Kosten von Verfahren vor dem Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften 
§ 4. Ersatz von Besoldungskosten für die Landes- und Religionslehrer 
§ 5. Landesumlage 
§ 6. Voraussetzungen für die Aufnahme von Verhandlungen 

II. Abgabenwesen 
(§§ 5 bis 11 F-VG 1948) 

A. Ausschließliche Bundesabgaben 

§ 7. Ausschließliche Bundesabgaben 

Inhaltsverzeichnis 

I. Finanzausgleich 
(§§ 2 bis 4 F-VG 1948) 

§ 1. Tragung der Kosten der mittelbaren Bundesverwaltung und bestimmter mit 
der Besorgung der Verwaltung von Bundesvermögen zusammenhängender 
Aufgaben 
§ 2. Tragung des Aufwandes für die Ausgleichszahlungen 
§ 3. Kosten von Verfahren vor dem Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften 
§ 4. Ersatz von Besoldungskosten für die Landes- und Religionslehrer 
§ 4a. Tragung der Mehrausgaben für Berufungen gegen Rückkehrentscheidungen 
§ 5. Landesumlage 
§ 6. Voraussetzungen für die Aufnahme von Verhandlungen 

II. Abgabenwesen 
(§§ 5 bis 11 F-VG 1948) 

A. Ausschließliche Bundesabgaben 

§ 7. Ausschließliche Bundesabgaben 
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B. Zwischen Bund und Ländern (Gemeinden) geteilte Abgaben 

§ 8. Gemeinschaftliche Bundesabgaben 
§ 9. Beteiligung der Gebietskörperschaften an den gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben 
§ 10. Plafondierung der Ertragsanteile Wiens als Land und Gemeinde 
§ 11. Gemeindeweise Unterverteilung der Anteile der Gemeinden 
§ 12. Vorschüsse und Abrechnungen 
§ 13. Zuschlagsabgaben 

C. Ausschließliche Landes(Gemeinde)abgaben 

§ 14. Ausschließliche Landes(Gemeinde)abgaben 

D. Gemeindeabgaben auf Grund freien Beschlussrechtes 

§ 15. Gemeindeabgaben auf Grund freien Beschlussrechtes 
§ 16. Kompetenzverteilung bei der Kommunalsteuer 
§ 17. Interkommunaler Finanzausgleich für die Erträge aus der Kommunalsteuer 
§ 18. Kompetenzverteilung bei der Grundsteuer und bei der Feuerschutzsteuer 
§ 19. Eigener Wirkungsbereich der Gemeinden 

III. Finanzzuweisungen und Zuschüsse 
(§§ 12 und 13 F-VG 1948) 

Finanzzuweisungen 

§ 20 Abs. 1: Finanzzuweisung an Gemeinden – öffentliche 
Personennahverkehrsunternehmen 
§ 20 Abs. 2: Finanzzuweisung an Gemeinden – Personennahverkehrs-
Investitionen 
§ 20 Abs. 3: Finanzzuweisung an Statutarstädte ohne Bundespolizeibehörden 
§ 21. Finanzzuweisung an Gemeinden – Finanzkraftstärkung 
§ 22. Bedarfszuweisung an Länder – Haushaltsgleichgewicht 

Zuschüsse 

§ 23 Abs. 1: Zweckzuschuss an Länder und Gemeinden – Theater 

B. Zwischen Bund und Ländern (Gemeinden) geteilte Abgaben 

§ 8. Gemeinschaftliche Bundesabgaben 
§ 9. Beteiligung der Gebietskörperschaften an den gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben 
§ 10. Plafondierung der Ertragsanteile Wiens als Land und Gemeinde 
§ 11. Gemeindeweise Unterverteilung der Anteile der Gemeinden 
§ 12. Vorschüsse und Abrechnungen 
§ 13a. Zuschlagsabgaben 

C. Ausschließliche Landes(Gemeinde)abgaben 

§ 14. Ausschließliche Landes(Gemeinde)abgaben 

D. Gemeindeabgaben auf Grund freien Beschlussrechtes 

§ 15. Gemeindeabgaben auf Grund freien Beschlussrechtes 
§ 16. Kompetenzverteilung bei der Kommunalsteuer 
§ 17. Interkommunaler Finanzausgleich für die Erträge aus der Kommunalsteuer 
§ 18. Kompetenzverteilung bei der Grundsteuer und bei der Feuerschutzsteuer 
§ 19. Eigener Wirkungsbereich der Gemeinden 

III. Finanzzuweisungen und Zuschüsse 
(§§ 12 und 13 F-VG 1948) 

Finanzzuweisungen 

§ 20 Abs. 1: Finanzzuweisung an Gemeinden – öffentliche 
Personennahverkehrsunternehmen 
§ 20 Abs. 2: Finanzzuweisung an Gemeinden – Personennahverkehrs-
Investitionen 
§ 20 Abs. 3: Finanzzuweisung an Statutarstädte für Aufgaben als 
Sicherheitsbehörde erster Instanz 
§ 21. Finanzzuweisung an Gemeinden – Finanzkraftstärkung 
§ 22. Bedarfszuweisung an Länder – Haushaltsgleichgewicht 
§ 22a. Bedarfszuweisung an Gemeinden im Jahr 2010 
§ 22b. Bedarfszuweisung an Länder – Glücksspiel 
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§ 23 Abs. 2: Zweckzuschuss an Länder – Krankenanstaltenfinanzierung 
(Gemeindeanteil) 
§ 23 Abs. 3: Erstausstattung an Software 
§ 23 Abs. 4: Zweckzuschuss – Kinderbetreuung und sprachliche Frühförderung 

IV. Sonder- und Schlussbestimmungen 

§ 24. Inkrafttreten, Sonderbestimmungen 
§ 25. Außerkrafttreten 

Zuschüsse 

§ 23 Abs. 1: Zweckzuschuss an Länder und Gemeinden – Theater 
§ 23 Abs. 2: Zweckzuschuss an Länder – Krankenanstaltenfinanzierung 
(Gemeindeanteil) 
§ 23 Abs. 3: Erstausstattung an Software 
§ 23 Abs. 4: Zweckzuschuss – Kinderbetreuung und sprachliche Frühförderung 
§ 23 Abs. 4 bis 4b: Zweckzuschuss – Kinderbetreuung und sprachliche 
Frühförderung 
§ 23 Abs. 4c: Zweckzuschuss für Wohnbauförderung 

IV. Sonder- und Schlussbestimmungen 

§ 24. Inkrafttreten, Sonderbestimmungen 
§ 25. Außerkrafttreten 

I. Finanzausgleich 

(§§ 2 bis 4 F-VG 1948) 

§§ 1 bis 3. ... 

I. Finanzausgleich 

(§§ 2 bis 4 F-VG 1948) 

§§ 1 bis 3. ... 

Ersatz von Besoldungskosten für die Landes- und Religionslehrer 

§ 4. (1) Der Bund ersetzt den Ländern von den Kosten der Besoldung 
(Aktivitätsbezüge) der unter ihrer Diensthoheit stehenden Lehrer einschließlich 
der Landesvertragslehrer (im Folgenden Landeslehrer genannt) 

 1. an öffentlichen allgemein bildenden Pflichtschulen 100% im Rahmen der 
vom Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen genehmigten Stellenpläne, 

 2. an berufsbildenden Pflichtschulen im Sinne des 
Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, und an land- und 
forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen 50%. 

Ersatz von Besoldungskosten für die Landes- und Religionslehrer 

§ 4. (1) Der Bund ersetzt den Ländern von den Kosten der Besoldung 
(Aktivitätsbezüge) der unter ihrer Diensthoheit stehenden Lehrer einschließlich 
der Landesvertragslehrer (im Folgenden Landeslehrer genannt) 

 1. an öffentlichen allgemein bildenden Pflichtschulen 100% im Rahmen der 
vom Bundesminister für Bildung und Frauen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen genehmigten Stellenpläne, 

 2. an berufsbildenden Pflichtschulen im Sinne des 
Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, und an land- und 
forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen 50%. 

(2) Den Aufwand, der auf Grund des § 7 des Bundesgesetzes betreffend den 
Religionsunterricht in der Schule, BGBl. Nr. 190/1949, von den Ländern zu 

(2) unverändert 
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tragen ist, ersetzt der Bund in der gleichen Höhe, die für den Ersatz der 
Aktivitätsbezüge der Landeslehrer jener Schulen vorgesehen ist, an denen die 
Religionslehrer tätig sind. 

(3) Weiters ersetzt der Bund den Aufwand an Dienstzulagen gemäß § 59a 
Abs. 4 und 5 und § 60 Abs. 6 bis 8 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, 
sowie den Aufwand an Nebengebühren für Landeslehrer, die Bundesaufgaben im 
Bereich der Pädagogischen und Berufspädagogischen Akademien sowie der 
Pädagogischen Institute erfüllen, in voller Höhe. 

(3) Weiters ersetzt der Bund den Aufwand an Dienstzulagen gemäß § 59a 
Abs. 4 und 5 und § 60 Abs. 6 bis 8 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54, 
sowie den Aufwand an Nebengebühren für Landeslehrer, die Bundesaufgaben im 
Bereich der Pädagogischen Hochschulen erfüllen, in voller Höhe. 

(4) Die Bestimmungen über die Tragung der Kosten der Subventionierung 
von Privatschulen nach den §§ 17 bis 21 des Privatschulgesetzes, BGBl. 
Nr. 244/1962, bleiben unberührt. 

(4) unverändert 

(5) Der Bund ersetzt den Ländern den Pensionsaufwand für die im Abs. 1 
genannten Lehrer sowie für die Angehörigen und Hinterbliebenen dieser Lehrer 
in der Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem Pensionsaufwand für diese 
Personen und den für die im Abs. 1 genannten Lehrer von den Ländern 
vereinnahmten Pensionsbeiträgen, besonderen Pensionsbeiträgen und 
Überweisungsbeträgen. 

(5) unverändert 

(6) Zu den Kosten der Besoldung nach den Abs. 1 und 5 gehören alle 
Geldleistungen, die auf Grund der für die im Abs. 1 genannten Lehrer, ihre 
Angehörigen und Hinterbliebenen geltenden dienstrechtlichen und 
sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften zu erbringen sind. Ferner gehören zu 
diesen Kosten die Dienstgeberbeiträge nach dem 
Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 376. Der Aufwand, der durch 
die Gewährung von Vorschüssen entsteht, ist von den Ersätzen ausgenommen. 

(6) unverändert 

(7) Auf die Ersätze nach den Abs. 1, 2, 3 und 5 sind auf Grund monatlicher 
Anforderungen der Länder so rechtzeitig Teilbeträge bereitzustellen, dass die 
Auszahlung der Bezüge zum Fälligkeitstag gewährleistet ist. Zur Kontrolle der 
Einhaltung der genehmigten Stellenpläne sowie zur Information über die und 
Kontrolle der Personalausgaben für die Landeslehrer stellen die Länder dem 
Bund für jeden Monat spätestens bis zum zehnten Tag des zweitfolgenden 
Monats die erforderlichen Unterlagen zur Verfügung. Eine Endabrechnung durch 
den Bund erfolgt nach Vorlage der von den Ländern erstellten 
Schuljahresabrechnungen. Diese sind bis längstens 10. Oktober des 

(7) Auf die Ersätze nach den Abs. 1, 2, 3 und 5 sind auf Grund monatlicher 
Anforderungen der Länder so rechtzeitig Teilbeträge bereitzustellen, dass die 
Auszahlung der Bezüge zum Fälligkeitstag gewährleistet ist. Zur Kontrolle der 
Einhaltung der genehmigten Stellenpläne sowie zur Information über die und 
Kontrolle der Personalausgaben für die Landeslehrer stellen die Länder dem 
Bund für jeden Monat spätestens bis zum zehnten Tag des zweitfolgenden 
Monats die erforderlichen Unterlagen zur Verfügung. Eine Endabrechnung durch 
den Bund erfolgt nach Vorlage der von den Ländern erstellten 
Schuljahresabrechnungen. Diese sind bis längstens 10. Oktober des 
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Folgeschuljahres von den Ländern vorzulegen. Festgestellte Abweichungen 
werden bei der nächsten Mittelbereitstellung ausgeglichen. Die näheren 
Bestimmungen über die Kontrolle und Abrechnung können vom Bundesminister 
für Unterricht, Kunst und Kultur und dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft jeweils im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen nach Anhörung der Länder durch Verordnung 
festgelegt werden. 

Folgeschuljahres von den Ländern vorzulegen. Festgestellte Abweichungen 
werden bei der nächsten Mittelbereitstellung ausgeglichen. Die näheren 
Bestimmungen über die Kontrolle und Abrechnung können vom Bundesminister 
für Bildung und Frauen und dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft jeweils im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Finanzen nach Anhörung der Länder durch Verordnung festgelegt werden. 

(8) Zur Abgeltung des Mehraufwands aus Strukturproblemen, der den 
Ländern durch sinkende Schülerzahlen und im Bereich des Unterrichts für Kinder 
mit besonderen Förderungsbedürfnissen entsteht, leistet der Bund den Ländern 
zusätzlich zu den Ersätzen nach Abs. 1 Z 1 für Personalausgaben für 
Landeslehrer an allgemein bildenden Pflichtschulen einen Kostenersatz in Höhe 
von 24 Millionen Euro jährlich in den Jahren 2008 bis 2010 und von 25 
Millionen Euro jährlich in den Jahren 2011 bis 2014. Dieser Kostenersatz ist auf 
die Länder nach der Volkszahl aufzuteilen und im Dezember eines jeden Jahres 
zu überweisen. 

(8) Zur Abgeltung des Mehraufwands aus Strukturproblemen, der den 
Ländern durch sinkende Schülerzahlen und im Bereich des Unterrichts für Kinder 
mit besonderen Förderungsbedürfnissen entsteht, leistet der Bund den Ländern 
zusätzlich zu den Ersätzen nach Abs. 1 Z 1 für Personalausgaben für 
Landeslehrer an allgemein bildenden Pflichtschulen einen Kostenersatz in Höhe 
von 24 Millionen Euro jährlich in den Jahren 2008 bis 2010 und von 25 
Millionen Euro jährlich in den Jahren 2011 bis 2016. Dieser Kostenersatz ist auf 
die Länder nach der Volkszahl aufzuteilen und im Dezember eines jeden Jahres 
zu überweisen. 

§ 4a. ... § 4a. ... 

Landesumlage 

§ 5. Die Landesumlage darf 7,6% der ungekürzten rechnungsmäßigen 
Ertragsanteile der Gemeinden an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben (§ 11 
Abs. 1 erster Satz) mit Ausnahme der Werbeabgabe und des Ausgleichs für die 
Abschaffung der Selbstträgerschaft (§ 9 Abs. 7 Z 5 lit. b sublit. bd) nicht 
übersteigen. 

Landesumlage 

§ 5. Die Landesumlage darf 7,6% der ungekürzten rechnungsmäßigen 
Ertragsanteile der Gemeinden an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben (§ 11 
Abs. 1 erster Satz) mit Ausnahme der Werbeabgabe und des Ausgleichs für die 
Abschaffung der Selbstträgerschaft nicht übersteigen. 

§ 6. ... § 6. ... 
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II. Abgabenwesen 

(§§ 5 bis 11 F-VG 1948) 

A. Ausschließliche Bundesabgaben 

§ 7. Ausschließliche Bundesabgaben sind 

 1. die Abgabe von Zuwendungen, der Beitrag von land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben und der Dienstgeberbeitrag zum 
Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen, die Abgabe von land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieben, die Vermögensteuer, das 
Erbschaftssteueräquivalent und bis zum Ablauf des Jahres 2008 der 
Wohnbauförderungsbeitrag; 

 2. die Stempel- und Rechtsgebühren, die Glücksspielabgabe mit Ausnahme 
der Bundesautomaten- und VLT-Abgabe, die Konsulargebühren, die 
Punzierungsgebühren, Eingabengebühren gemäß dem 
Verfassungsgerichtshofgesetz 1953 und dem 
Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, der Verwaltungskostenbeitrag 
gemäß § 118 der Bundesabgabenordnung, die Gerichts- und 
Justizverwaltungsgebühren sowie alle sonstigen Gebühren und 
gebührenartigen Einnahmen der einzelnen Zweige der unmittelbaren 
Bundesverwaltung, die Straßenbenützungsabgabe, der Altlastenbeitrag, 
die Sicherheitsabgabe, die Verkehrssicherheitsabgabe (§ 48a Abs. 3 des 
Kraftfahrgesetzes 1967), der Straßenverkehrsbeitrag, die Sonderabgabe 
von Erdöl; 

 3. die EU-Quellensteuer, die Ein- und Ausfuhrzölle samt den zollgesetzlich 
vorgesehenen Ersatzforderungen und den im Zollverfahren auflaufenden 
Kosten. 

II. Abgabenwesen 

(§§ 5 bis 11 F-VG 1948) 

A. Ausschließliche Bundesabgaben 

§ 7. unverändert 

B. Zwischen Bund und Ländern (Gemeinden) geteilte Abgaben 

§ 8. (1) Gemeinschaftliche Bundesabgaben sind die Einkommensteuer, die 
Körperschaftsteuer, die Umsatzsteuer, die Einmalzahlungen gemäß dem 
Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Republik 
Österreich über die Zusammenarbeit in den Bereichen Steuern und Finanzmarkt 
sowie gemäß dem Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem 
Fürstentum Liechtenstein über die Zusammenarbeit im Bereich der Steuern, die 

B. Zwischen Bund und Ländern (Gemeinden) geteilte Abgaben 

§ 8. (1) unverändert 
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Kapitalverkehrsteuern, die Tabaksteuer, die Elektrizitätsabgabe, die 
Erdgasabgabe, die Kohleabgabe, die Biersteuer, die Weinsteuer, die 
Schaumweinsteuer, die Zwischenerzeugnissteuer, die Alkoholsteuer, die 
Mineralölsteuer, die Erbschafts- und Schenkungssteuer, die 
Stiftungseingangssteuer, die Stabilitätsabgabe, die Flugabgabe, die 
Grunderwerbsteuer, die Bodenwertabgabe, die Kraftfahrzeugsteuer, die 
Versicherungssteuer, die Normverbrauchsabgabe, die motorbezogene 
Versicherungssteuer, die Werbeabgabe, die Konzessionsabgabe, die 
Spielbankabgabe und der Kunstförderungsbeitrag sowie ab dem Jahr 2009 der 
Wohnbauförderungsbeitrag. 

(2) Der Teilung unterliegt der Reinertrag der Abgaben, der sich nach Abzug 
der Rückvergütungen und der für eine Mitwirkung bei der Abgabeneinhebung 
allenfalls gebührenden Vergütungen und bei der Einkommensteuer nach Abzug 
des im § 39 Abs. 5 lit. a, ab 1. Juni 2008 hingegen § 39 Abs. 2 lit. b des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 genannten Betrages, der dem 
Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen zuzuweisen ist (Abgeltungsbetrag), ergibt. 
Nebenansprüche im Sinne der Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, 
unterliegen nicht der Teilung. Vor der Teilung sind abzuziehen: 

 1. bei der Umsatzsteuer für den Bund ein Betrag in Höhe der Ausgaben des 
Bundes für die Beihilfen gemäß den §§ 1 bis 3 des Gesundheits- und 
Sozialbereich-Beihilfengesetzes, BGBl. Nr. 746/1996, 

 2. bei der Umsatzsteuer für Zwecke der Gesundheitsförderung, -aufklärung 
und -information ein Betrag in Höhe von 7 250 000 Euro jährlich, 

 3. bei der Tabaksteuer der dem Ausgleichsfonds der 
Krankenversicherungsträger gemäß § 447a Abs. 10 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes zu überweisende Betrag, 

 4. bei der Kraftfahrzeugsteuer für den Bund ein Betrag von 14 500 000 
Euro jährlich, 

 5. bei der Körperschaftsteuer im Jahr 2010 ein Betrag von 11 473 000 Euro, 

 6. bei der Umsatzsteuer ein Betrag in Höhe der Ausgaben gemäß dem 
Pflegefondsgesetz, BGBl. I Nr. 57/2011, zur Finanzierung dieser 
Ausgaben. 

Unter Nettoaufkommen ist der Abgabenertrag nach Abzug dieser Beträge zu 

(2) unverändert 
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verstehen. 

(3) Die Kosten der Einhebung der gemeinschaftlichen Bundesabgaben trägt 
der Bund. 

(3) unverändert 

§ 9. (1) Die Erträge der im § 8 Abs. 1 angeführten gemeinschaftlichen 
Bundesabgaben mit Ausnahme der Spielbankabgabe werden zwischen dem Bund, 
den Ländern (Wien als Land) und den Gemeinden (Wien als Gemeinde) in 
folgendem Hundertsatzverhältnis geteilt: 

 Bund Länder Gemeinden 
Werbeabgabe 4,000 9,083 86,917 
Grunderwerbsteuer 4,000 – 96,000 
Bodenwertabgabe 4,000 – 96,000 
Ab dem Jahr 2009: 
Wohnbauförderungsbeitrag 

19,450 80,550 – 

 

Für die Einkommensteuer, die Körperschaftsteuer, die Umsatzsteuer, die 
Einmalzahlungen gemäß dem Abkommen zwischen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft und der Republik Österreich über die Zusammenarbeit in den 
Bereichen Steuern und Finanzmarkt sowie gemäß dem Abkommen zwischen der 
Republik Österreich und dem Fürstentum Liechtenstein über die Zusammenarbeit 
im Bereich der Steuern, die Kapitalverkehrsteuern, die Tabaksteuer, die 
Elektrizitätsabgabe, die Erdgasabgabe, die Kohleabgabe, die Biersteuer, die 
Schaumweinsteuer, die Zwischenerzeugnissteuer, die Alkoholsteuer, die 
Mineralölsteuer, die Erbschafts- und Schenkungssteuer, die 
Stiftungseingangssteuer, die Stabilitätsabgabe, die Flugabgabe, die 
Kraftfahrzeugsteuer, die Versicherungssteuer, die Normverbrauchsabgabe, die 
motorbezogene Versicherungssteuer, die Konzessionsabgabe und den 
Kunstförderungsbeitrag (Abgaben mit einheitlichem Schlüssel) gilt ein 
einheitliches Hundertsatzverhältnis, das wie folgt ermittelt wird: 

 1. Das Hundertsatzverhältnis für das Jahr 2008 wird aus dem Verhältnis der 
Summen folgender Beträge für den Bund, die Länder und die Gemeinden 
ermittelt: 

 a) Anteile des Bundes, der Länder und der Gemeinden an diesen 
Abgaben für das Jahr 2007 ohne die vor der Teilung abgezogenen 
Beträge gemäß § 8 Abs. 2 des Finanzausgleichsgesetzes 2005 (FAG 

§ 9. (1) Ab dem Jahr 2015 werden die Erträge der im § 8 Abs. 1 angeführten 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben mit Ausnahme der Spielbankabgabe 
zwischen dem Bund, den Ländern (Wien als Land) und den Gemeinden (Wien als 
Gemeinde) in folgendem Hundertsatzverhältnis geteilt: 
 

 Bund Länder Gemeinden 
Werbeabgabe 4,000 9,083 86,917 
Grunderwerbsteuer 4,000 – 96,000 
Bodenwertabgabe 4,000 – 96,000 
Wohnbauförderungsbeitrag 19,450 80,550 – 
Abgaben mit einheitlichem Schlüssel 67,417 20,700 11,883 

 

Abgaben mit einheitlichem Schlüssel sind die Einkommensteuer, die 
Körperschaftsteuer, die Umsatzsteuer, die Einmalzahlungen gemäß dem 
Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Republik 
Österreich über die Zusammenarbeit in den Bereichen Steuern und Finanzmarkt 
sowie gemäß dem Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem 
Fürstentum Liechtenstein über die Zusammenarbeit im Bereich der Steuern, die 
Kapitalverkehrsteuern, die Tabaksteuer, die Elektrizitätsabgabe, die 
Erdgasabgabe, die Kohleabgabe, die Biersteuer, die Schaumweinsteuer, die 
Zwischenerzeugnissteuer, die Alkoholsteuer, die Mineralölsteuer, die Erbschafts- 
und Schenkungssteuer, die Stiftungseingangssteuer, die Stabilitätsabgabe, die 
Flugabgabe, die Kraftfahrzeugsteuer, die Versicherungssteuer, die 
Normverbrauchsabgabe, die motorbezogene Versicherungssteuer, die 
Konzessionsabgabe und der Kunstförderungsbeitrag. 
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2005), BGBl. I Nr. 156/2004, 

 b) abzüglich der Ausgaben des Bundes bzw. zuzüglich der Einnahmen 
der Länder und Gemeinden im Jahr 2007 gemäß § 20 Abs. 1, § 20 
Abs. 4, § 20 Abs. 6, § 20 Abs. 7, § 22 Abs. 5, § 23 und § 24 Abs. 1 Z 
2 FAG 2005 und § 4a Abs. 1 des Zweckzuschussgesetzes 2001, BGBl. 
Nr. 691/1988, 

 c) zuzüglich 208,925 Millionen Euro beim Bund sowie abzüglich 
155,875 Millionen Euro bei den Ländern und abzüglich 53,05 
Millionen Euro bei den Gemeinden und 

 d) zuzüglich beim Bund bzw. abzüglich bei den Ländern und Gemeinden 
der Differenzen zwischen den tatsächlichen Anteilen am Ertrag der 
Spielbankabgabe für das Jahr 2007 und fiktiven Anteilen für das Jahr 
2007 auf Basis der neuen Verteilungsschlüssel gemäß Abs. 8, sowie 
zuzüglich 0,438 Millionen Euro bei den Ländern und abzüglich 0,438 
Millionen Euro bei den Gemeinden. 

 2. Das Hundertsatzverhältnis für die Jahre 2009 und 2010 wird aus dem 
Verhältnis der in Z 1 genannten Einnahmen des Bundes, der Länder und 
der Gemeinden abzüglich der Ausgaben des Bundes bzw. zuzüglich der 
Einnahmen der Länder gemäß § 22 Abs. 1 bis 4 FAG 2005 und § 1 des 
Zweckzuschussgesetzes 2001 im Jahr 2007 ermittelt. 

 3. Das Hundertsatzverhältnis für die Jahre 2011 bis 2014 wird aus dem 
Verhältnis der Summen folgender Beträge für den Bund, die Länder und 
die Gemeinden ermittelt: 

 a) Anteile des Bundes, der Länder und der Gemeinden am 
Nettoaufkommen dieser Abgaben für das Jahr 2010 und 

 b) abzüglich 208,925 Millionen Euro beim Bund sowie zuzüglich 
105,875 Millionen Euro bei den Ländern und zuzüglich 103,05 
Millionen Euro bei den Gemeinden. 

Für die Ermittlung der neuen Hundertsatzverhältnisse ist bei der Berechnung der 
Ertragsanteile für das Jahr 2007 der Abzug gemäß § 9 Abs. 3 Z 1 lit. b FAG 2005 
mit 155,875 Millionen Euro und der Abzug gemäß § 9 Abs. 3 Z 2 FAG 2005 mit 
53,05 Millionen Euro anzunehmen, weiters ist der Zweckzuschuss gemäß § 4a 
Abs. 1 des Zweckzuschussgesetzes 2001 um 5 Millionen Euro im Verhältnis der 
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Anteile nach § 4a Abs. 2 des Zweckzuschussgesetzes 2001 und um weitere 883 
000 Euro beim Land Kärnten zu kürzen und ist bei der Bedarfszuweisung gemäß 
§ 22 Abs. 1 bis 4 FAG 2005 die Bemessungsgrundlage um den 
Wohnbauförderungsbeitrag zu kürzen. Diese Anpassungen gelten auch für die 
Ermittlung der neuen Schlüssel für die länderweisen Anteile gemäß Abs. 7 Z 5. 

(2) bis (6) ... (2) bis (6) ... 

(6a) In den Jahren 2012 bis 2014 werden die Anteile der Länder an der 
Umsatzsteuer vor der länderweisen Verteilung um 20 Millionen Euro jährlich zu 
Lasten der Anteile des Bundes erhöht. 

(6a) Die Anteile der Länder an der Umsatzsteuer werden vor der 
länderweisen Verteilung in den Jahren 2012 bis 2014 um 20 Millionen Euro 
jährlich und in den Jahren 2015 und 2016 um 10,0 Millionen Euro jährlich zu 
Lasten der Anteile des Bundes erhöht. 

(7) Die Teile der Erträge der gemeinschaftlichen Bundesabgaben, die gemäß 
Abs. 1 bis 5 auf die Länder und Gemeinden entfallen, werden auf die Länder und 
länderweise auf die Gemeinden nach den folgenden Schlüsseln aufgeteilt: 

 1. bei der Erbschafts- und Schenkungssteuer auf die Länder und bei der 
Grunderwerbsteuer und der Bodenwertabgabe auf die Gemeinden nach 
dem örtlichen Aufkommen; 

(7) unverändert 

 1. unverändert 

 2. bei der Werbeabgabe auf die Länder in folgendem Verhältnis: 
Kärnten 30,352% 
Steiermark 57,082% 
Vorarlberg 12,566% 

 

 2. unverändert 

 3. bei der Werbeabgabe auf die Gemeinden 40% nach der Volkszahl und 
60% als Gemeinde-Werbesteuernausgleich in folgendem Verhältnis: 

Burgenland 0,118% 
Kärnten 1,019% 
Niederösterreich 14,471% 
Oberösterreich 7,248% 
Salzburg 4,937% 
Steiermark 2,480% 
Tirol 1,077% 
Vorarlberg 0,797% 
Wien 67,853% 

 

 3. unverändert 

 4. beim Wohnbauförderungsbeitrag auf die Länder nach der Volkszahl.  4. unverändert 

 5. bei den Abgaben mit einheitlichem Schlüssel (§ 9 Abs. 1) mit Ausnahme  5. ab dem Jahr 2015 bei den Abgaben mit einheitlichem Schlüssel (§ 9 
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der auf die Länder entfallenden Anteile an der Erbschafts- und 
Schenkungssteuer 

 a) auf die Länder 

 aa) ein Anteil nach der Volkszahl, ab dem Jahr 2009 bei den Anteilen 
an der Umsatzsteuer abzüglich 1 780 500 000 Euro, 

 ab) der verbleibende Anteil zunächst mit einem Betrag in Höhe von 
0,949% des Aufkommens an der Umsatzsteuer nach Abzug des in 
§ 8 Abs. 2 Z 1 genannten Betrages in folgendem Verhältnis als 
Anteile an der Umsatzsteuer 

Burgenland 2,572% 
Kärnten 6,897% 
Niederösterreich 14,451% 
Oberösterreich 13,692% 
Salzburg 6,429% 
Steiermark 12,884% 
Tirol 7,982% 
Vorarlberg 3,717% 
Wien 31,376% 

 

 ac) dann der Ausgleich für die Abschaffung der Selbstträgerschaft für 
die Länder im Verhältnis der länderweisen Auswirkungen (§ 24 
Abs. 6) 

 ad) und die weiteren verbleibenden Anteile nach einem Fixschlüssel, 
ab dem Jahr 2009 bei den Anteilen an der Umsatzsteuer zuzüglich 
1 780 500 000 Euro. 

 ae) Der Anteil des Landes Vorarlberg am Ertrag der Umsatzsteuer 
wird in acht gleichen Halbjahresraten um insgesamt 39,97 
Millionen Euro zu Lasten aller anderen Länder erhöht. Dieser 
Vorweganteil verringert die Anteile der anderen Länder am Ertrag 
der Umsatzsteuer in folgendem Verhältnis: 

Burgenland 5,43% 
Kärnten 10,80% 
Niederösterreich 23,07% 
Oberösterreich 14,90% 

Abs. 1) mit Ausnahme des Ausgleichs für die Abschaffung der 
Selbstträgerschaft (§ 24 Abs. 6) und der auf die Länder entfallenden 
Anteile an der Erbschafts- und Schenkungssteuer: 

 

 
a) Länder b) Gemeinden 

nach der Volkszahl 77,017% 17,235 % 
nach dem abgestuften 
Bevölkerungsschlüssel - 58,515 % 

nach Fixschlüsseln 22,983% 24,250 % 
 

Bei den Ertragsanteilen der Länder an der Umsatzsteuer werden 
1 780 500 000 Euro von den nach der Volkszahl zu verteilenden Mitteln 
abgezogen und den nach dem Fixschlüssel zu verteilenden Mitteln 
hinzugerechnet. 

 6. Von den gemäß Z 5 nach Fixschlüsseln zu verteilenden Mitteln werden 
bei den Ländern ein Betrag in Höhe von 0,949 % und bei den Gemeinden 
als Getränkesteuerausgleich ein Betrag in Höhe von 1,888 % des 
Aufkommens an der Umsatzsteuer nach Abzug des in § 8 Abs. 2 Z 1 
genannten Betrages als Anteile an der Umsatzsteuer in folgenden 
Verhältnissen verteilt: 

 

 a) Länder b) Gemeinden 
Burgenland 2,572 % 2,505 % 
Kärnten 6,897 % 8,496 % 
Niederösterreich 14,451 % 15,185 % 
Oberösterreich 13,692 % 14,587 % 
Salzburg 6,429 % 9,426 % 
Steiermark 12,884 % 13,086 % 
Tirol 7,982 % 14,512 % 
Vorarlberg 3,717 % 4,811 % 
Wien 31,376 % 17,392 % 

 

und die verbleibenden Anteile in folgendem Verhältnis: 
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Salzburg 9,72% 
Steiermark 16,39% 
Tirol 11,98% 
Wien 7,71% 

 

Die erste Halbjahresrate wird erstmals bei der auf den Baubeginn der 
Umfahrung Feldkirch-Süd folgenden Überweisung der Vorschüsse auf 
die Ertragsanteile überwiesen. Die restlichen sieben Halbjahresraten 
sind jeweils in Abständen von sechs Monaten zu überweisen. Durch 
einen späteren – auch nach 2014 gelegenen – Baubeginn wird der 
Anspruch des Landes Vorarlberg auf den Vorweganteil in Höhe von 
39,97 Millionen Euro nicht berührt. 

 b) auf die Gemeinden 

 ba) ein Anteil nach der Volkszahl, 

 bb) ein Anteil nach dem abgestuften Bevölkerungsschlüssel, 

 bc) der verbleibende Anteil zunächst mit einem Betrag in Höhe von 
1,888% des Aufkommens an der Umsatzsteuer nach Abzug des in 
§ 8 Abs. 2 Z 1 genannten Betrages als Getränkesteuerausgleich als 
Anteile an der Umsatzsteuer in folgendem Verhältnis: 

Burgenland 2,505% 
Kärnten 8,496% 
Niederösterreich 15,185% 
Oberösterreich 14,587% 
Salzburg 9,426% 
Steiermark 13,086% 
Tirol 14,512% 
Vorarlberg 4,811% 
Wien 17,392% 

 

 bd) dann der Ausgleich für die Abschaffung der Selbstträgerschaft für 
die Gemeinden im Verhältnis der länderweisen Auswirkungen (§ 
24 Abs. 6) 

 be) und die weiteren verbleibenden Anteile nach einem Fixschlüssel. 

Die Höhe der nach der Volkszahl, nach dem abgestuften 

 
c) Länder d) Gemeinden 

Burgenland 3,250 % 1,260 % 
Kärnten 6,881 % 5,291 % 

Niederösterreich 17,898 % 13,549 % 

Oberösterreich 15,829 % 16,499 % 
Salzburg 6,976 % 8,251 % 

Steiermark 13,744 % 9,338 % 
Tirol 8,813 % 8,939 % 

Vorarlberg 4,923 % 5,981 % 
Wien 21,686 % 30,892 % 

 

 7. Der Anteil des Landes Vorarlberg am Ertrag der Umsatzsteuer wird in 
acht gleichen Halbjahresraten um insgesamt 39,97 Millionen Euro zu 
Lasten aller anderen Länder erhöht. Dieser Vorweganteil verringert die 
Anteile der anderen Länder am Ertrag der Umsatzsteuer in folgendem 
Verhältnis: 

 
Burgenland 5,43 % 
Kärnten 10,80 % 
Niederösterreich 23,07 % 
Oberösterreich 14,90 % 
Salzburg 9,72 % 
Steiermark 16,39 % 
Tirol 11,98 % 
Wien 7,71 % 

 

Die erste Halbjahresrate wird erstmals bei der auf den Baubeginn der 
Umfahrung Feldkirch-Süd folgenden Überweisung der Vorschüsse auf 
die Ertragsanteile überwiesen. Die restlichen sieben Halbjahresraten sind 
jeweils in Abständen von sechs Monaten zu überweisen. Durch einen 
späteren – auch nach 2016 gelegenen – Baubeginn wird der Anspruch 
des Landes Vorarlberg auf den Vorweganteil in Höhe von 
39,97 Millionen Euro nicht berührt. 
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Bevölkerungsschlüssel und nach dem Fixschlüssel zu verteilenden 
Anteile werden wie folgt ermittelt: 

 c) Die Anteile für die Verteilung der Ertragsanteile der Länder für das 
Jahr 2008 und für die Ertragsanteile der Gemeinden für die Jahre 2008 
bis 2010 werden aus dem Verhältnis der Summen folgender Beträge 
ermittelt: 

 ca) Nach der Volkszahl, nach dem abgestuften Bevölkerungsschlüssel 
und nach dem Fixschlüssel verteilte Ertragsanteile für das Jahr 
2007 an den Abgaben mit einheitlichem Schlüssel (§ 9 Abs. 1 
FAG 2005) mit Ausnahme der Anteile der Länder an der 
Erbschafts- und Schenkungssteuer, 

 cb) zuzüglich nach der Volkszahl die Einnahmen der Länder bzw. 
Gemeinden im Jahr 2007 gemäß § 22 Abs. 5, § 23 und § 24 Abs. 
1 Z 2 FAG 2005 sowie 77,996% der Einnahmen der Länder 
gemäß § 20 Abs. 7 FAG 2005, 

 cc) zuzüglich nach dem Fixschlüssel die Einnahmen der Länder bzw. 
Gemeinden im Jahr 2007 gemäß § 20 Abs. 1, § 20 Abs. 4, § 20 
Abs. 6 FAG 2005 und § 4a Abs. 1 des Zweckzuschussgesetzes 
2001 sowie 22,004% der Einnahmen der Länder gemäß § 20 Abs. 
7 FAG 2005. 

 d) Die Anteile für die Verteilung der Ertraganteile der Länder für die 
Jahre 2009 bis 2014 werden aus dem Verhältnis der in lit. c) 
genannten Beträge und zuzüglich nach der Volkszahl die Einnahmen 
der Länder gemäß § 22 Abs. 1 bis 4 FAG 2005 und § 1 des 
Zweckzuschussgesetzes 2001 im Jahr 2007 ermittelt. 

 e) Die Anteile für die Verteilung der Ertragsanteile der Gemeinden für 
die Jahre 2011 bis 2014 werden aus dem Verhältnis der Summen 
folgender Beträge ermittelt: 

 ea) Nach der Volkszahl, nach dem abgestuften Bevölkerungsschlüssel 
und nach dem Fixschlüssel verteilte Ertragsanteile für das Jahr 
2010 an den Abgaben mit einheitlichem Schlüssel (§ 9 Abs. 1), 

 eb) zuzüglich nach der Volkszahl die Ausgleichs-Vorausanteile 
gemäß § 11 Abs. 6 auf Basis des Jahres 2010. 
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Die länderweisen Anteile bei den Fixschlüsseln gemäß lit. a sublit. ad 
und lit. b sublit. be werden wie folgt ermittelt: 

 f) Die länderweisen Anteile für die Verteilung der Ertragsanteile der 
Länder für das Jahr 2008 und für die Ertragsanteile der Gemeinden für 
die Jahre 2008 bis 2010 werden aus den Verhältnissen der Differenzen 
zwischen den errechneten länderweisen Einnahmen gemäß sublit. fa 
und den fiktiven länderweisen Einnahmen gemäß sublit. fb ermittelt: 

 fa) Die errechneten länderweisen Einnahmen sind die Ertragsanteile 
aller gemeinschaftlichen Bundesabgaben gemäß § 8 Abs. 1 FAG 
2005 einschließlich der Spielbankabgabe für das Jahr 2007, 
weiters die Einnahmen der Länder bzw. Gemeinden im Jahr 2007 
gemäß § 20 Abs. 1, § 20 Abs. 4, § 20 Abs. 6, § 20 Abs. 7, § 22 
Abs. 5, § 23, § 23a und § 24 Abs. 1 Z 2 FAG 2005 und § 4a Abs. 
1 des Zweckzuschussgesetzes 2001. 

 fb) Die fiktiven länderweisen Einnahmen sind die Ertragsanteile aller 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben gemäß § 8 Abs. 1 FAG 2005 
einschließlich der Spielbankabgabe unter Anwendung der 
Aufkommen im Jahr 2007 und der im FAG 2005 für das Jahr 
2007 normierten Abzüge mit Ausnahme der Abzüge gemäß § 9 
Abs. 3 Z 1 lit. b, § 9 Abs. 3 Z 2 und § 9 Abs. 4a FAG 2005 und 
unter Anwendung der in diesem Gesetz für das Jahr 2008 
geregelten Verteilungsschlüssel mit Ausnahme der Schlüssel 
gemäß lit. a sublit. ad und lit. b sublit. be. 

 g) Die länderweisen Anteile für die Ertragsanteile der Länder für die 
Jahre 2009 bis 2014 werden aus den Verhältnissen der Differenzen 
zwischen den errechneten länderweisen Einnahmen gemäß sublit. ga 
und den fiktiven länderweisen Einnahmen gemäß sublit. gb ermittelt: 

 ga) Die errechneten länderweisen Einnahmen sind die Einnahmen 
gemäß lit. f sublit. fa zuzüglich der Einnahmen der Länder gemäß 
§ 22 Abs. 1 bis 4 FAG 2005 und § 1 des Zweckzuschussgesetzes 
2001 im Jahr 2007 sowie zuzüglich der länderweisen Anteile an 
80,55% des Aufkommens am Wohnbauförderungsbeitrag im Jahr 
2007. 

 gb) Die fiktiven länderweisen Einnahmen sind die Ertragsanteile aller 
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gemeinschaftlichen Bundesabgaben gemäß § 8 Abs. 1 FAG 2005 
einschließlich der Spielbankabgabe und des 
Wohnbauförderungsbeitrages unter Anwendung der Aufkommen 
im Jahr 2007 und der im FAG 2005 für das Jahr 2007 normierten 
Abzüge mit Ausnahme der Abzüge gemäß § 9 Abs. 3 Z 1 lit. b, § 
9 Abs. 3 Z 2 und § 9 Abs. 4a FAG 2005 und unter Anwendung 
der in diesem Gesetz für das Jahr 2009 geregelten 
Verteilungsschlüssel mit Ausnahme des Schlüssels gemäß lit. a 
sublit. ad. 

 h) Die länderweisen Anteile für die Verteilung der Ertragsanteile der 
Gemeinden für die Jahre 2011 bis 2014 werden aus den Verhältnissen 
der Differenzen zwischen den errechneten länderweisen Einnahmen 
gemäß sublit. ha und den fiktiven länderweisen Einnahmen gemäß 
sublit. hb ermittelt: 

 ha) Die errechneten länderweisen Einnahmen sind die Ertragsanteile 
aller gemeinschaftlichen Bundesabgaben gemäß § 8 Abs. 1 
einschließlich der Spielbankabgabe für das Jahr 2010 zuzüglich 
der länderweisen Ausgleichs-Vorausanteile gemäß § 11 Abs. 6 
auf Basis des Jahres 2010. 

 hb) Die fiktiven länderweisen Einnahmen sind die Ertragsanteile aller 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben gemäß § 8 Abs. 1 
einschließlich der Spielbankabgabe unter Anwendung der 
Aufkommen im Jahr 2010 und unter Anwendung der in diesem 
Gesetz für das Jahr 2011 geregelten Verteilungsschlüssel mit 
Ausnahme der Schlüssel gemäß lit. b sublit. be. 

(7a) bis (9) ... (7a) bis (9) ... 

(10) Der abgestufte Bevölkerungsschlüssel wird für die Jahre 2008 bis 2010 
folgendermaßen gebildet: 

Die ermittelte Volkszahl der Gemeinden wird  
bei Gemeinden mit höchstens 10 000 Einwohnern mit 1 1/2, 
bei Gemeinden mit 10 001 bis 20 000 Einwohnern mit 1 2/3, 
bei Gemeinden mit 20 001 bis 50 000 Einwohnern und bei 
Städten mit eigenem Statut mit höchstens 50 000 Einwohnern 
mit 2 

(10) Der abgestufte Bevölkerungsschlüssel wird ab dem Jahr 2015 
folgendermaßen gebildet: 
 

Die ermittelte Volkszahl der Gemeinden wird  
bei Gemeinden mit höchstens 10 000 Einwohnern mit 1 41/67, 
bei Gemeinden mit 10 001 bis 20 000 Einwohnern mit 1 2/3, 
bei Gemeinden mit 20 001 bis 50 000 Einwohnern und 
bei Städten mit eigenem Statut mit höchstens 50 000 Einwohnern 2 
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und bei Gemeinden mit über 50 000 Einwohnern und der Stadt 
Wien mit 2 1/3 

 

vervielfacht. Zu diesen Beträgen wird bei Gemeinden, deren Einwohnerzahl im 
Bereich von 9 000 bis 10 000, von 18 000 bis 20 000 oder von 45 000 bis 50 000 
liegt, bei Städten mit eigenem Statut jedoch nur bei solchen, deren Einwohnerzahl 
im Bereich von 45 000 bis 50 000 liegt, ein weiterer Betrag dazugezählt. Dieser 
beträgt bei Gemeinden bis 10 000 Einwohnern 1 2/3, bei den anderen Gemeinden 
3 1/3 vervielfacht mit der Zahl, mit der die Einwohnerzahl die untere 
Bereichsgrenze übersteigt. Die länderweise Zusammenzählung der so ermittelten 
Gemeindezahlen ergibt die abgestuften Bevölkerungszahlen der Länder. 

mit 
und bei Gemeinden mit über 50 000 Einwohnern und der Stadt 
Wien mit 2 1/3 

 

vervielfacht. Zu diesen Beträgen wird bei Gemeinden, deren Einwohnerzahl im 
Bereich von 9 000 bis 10 000, von 18 000 bis 20 000 oder von 45 000 bis 50 000 
liegt, bei Städten mit eigenem Statut jedoch nur bei solchen, deren Einwohnerzahl 
im Bereich von 45 000 bis 50 000 liegt, ein weiterer Betrag dazugezählt. Dieser 
beträgt bei Gemeinden bis 10 000 Einwohnern 110/201, bei den anderen 
Gemeinden 3 1/3 vervielfacht mit der Zahl, mit der die Einwohnerzahl die untere 
Bereichsgrenze übersteigt. Die länderweise Zusammenzählung der so ermittelten 
Gemeindezahlen ergibt die abgestuften Bevölkerungszahlen der Länder. 

(11) Für die Jahre 2011 bis 2014 wird der abgestufte Bevölkerungsschlüssel 
nach der in Abs. 10 geregelten Methode mit der Maßgabe berechnet, dass der 
Vervielfacher für Gemeinden bis 10 000 Einwohner und der Vervielfacher für die 
Ermittlung des weiteren Betrages für Gemeinden mit einer Einwohnerzahl im 
Bereich von 9 000 bis 10 000 neu festgelegt werden. Die neuen Vervielfacher sind 
auf Basis der Ertragsanteile für das Jahr 2010 so festzulegen, dass die Verluste 
der Gemeinden, die durch diese Änderung Verluste erleiden, in Summe dem 
Betrag von 100 Millionen Euro möglichst nahe kommen, ihn aber nicht 
übersteigen. Die Verluste werden aus den gemeindeweisen Änderungen bei den 
um die Gemeinde-Bedarfszuweisungsmittel gekürzten Ertragsanteilen, bei Wien 
hingegen bei den ungekürzten Ertragsanteilen ermittelt. Der neue Vervielfacher 
für Gemeinden bis 10 000 Einwohner ist als Bruch zu ermitteln, dessen Zähler 
und Nenner jeweils ganze Zahlen sind und dessen Nenner höchstens 100 ist. Der 
neue Vervielfacher für die Ermittlung des weiteren Betrages für Gemeinden mit 
einer Einwohnerzahl im Bereich von 9 000 bis 10 000 ist so festzulegen, dass 
Gemeinden mit 10 000 Einwohnern eine Gemeindezahl von 16 666 2/3 aufweisen. 

 

§ 10. ... § 10. ... 

§ 11. (1) Zur Ermittlung der Ertragsanteile der Gemeinden an den 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben mit Ausnahme der Spielbankabgabe werden 
zunächst die Ertragsanteile auf die Gemeinden länderweise unter Beachtung der 
im § 9 Abs. 7 angeführten Schlüssel rechnungsmäßig aufgeteilt (ungekürzte 
Ertragsanteile). Von den so länderweise errechneten Beträgen mit Ausnahme der 

§ 11. (1) Zur Ermittlung der Ertragsanteile der Gemeinden an den 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben mit Ausnahme der Spielbankabgabe werden 
zunächst die Ertragsanteile auf die Gemeinden länderweise unter Beachtung der 
im § 9 Abs. 7 angeführten Schlüssel rechnungsmäßig aufgeteilt (ungekürzte 
Ertragsanteile). Von den so länderweise errechneten Beträgen mit Ausnahme der 
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Anteile an der Werbeabgabe und des Ausgleichs für die Abschaffung der 
Selbstträgerschaft (§ 9 Abs. 7 Z 5 lit. b sublit. bd) sind 12,7 % auszuscheiden und 
den Ländern (Wien als Land) zu überweisen; sie sind – außer in Wien – für die 
Gewährung von Bedarfszuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände 
bestimmt (Gemeinde-Bedarfszuweisungsmittel). Ab dem Jahr 2011 werden diese 
Mittel um 2 Millionen Euro jährlich im Verhältnis der Gemeinde-
Bedarfszuweisungsmittel des jeweiligen Vorjahres zur teilweisen Finanzierung 
der Finanzzuweisung gemäß § 21 Abs. 11 für Gemeinden mit mehr als 10 000 
Einwohnern gekürzt. 

Anteile an der Werbeabgabe und des Ausgleichs für die Abschaffung der 
Selbstträgerschaft sind 12,7 % auszuscheiden und den Ländern (Wien als Land) 
zu überweisen; sie sind – außer in Wien – für die Gewährung von 
Bedarfszuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbände bestimmt 
(Gemeinde-Bedarfszuweisungsmittel). Ab dem Jahr 2011 werden diese Mittel um 
2 Millionen Euro jährlich im Verhältnis der Gemeinde-Bedarfszuweisungsmittel 
des jeweiligen Vorjahres zur teilweisen Finanzierung der Finanzzuweisung 
gemäß § 21 Abs. 11 für Gemeinden mit mehr als 10 000 Einwohnern gekürzt. 

(2) Die restlichen Anteile sind als Gemeindeertragsanteile an den 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben an die Länder zu überweisen und von diesen 
– außer in Wien – an die einzelnen Gemeinden nach folgenden Schlüsseln 
aufzuteilen: 

 1. Jene Gemeinden, deren Finanzkraft im Vorjahr den Finanzbedarf nicht 
erreicht hat, erhalten 30 % des Unterschiedsbetrages zwischen 
Finanzbedarf und Finanzkraft. 

 2. Die Anteile aus dem Getränkesteuerausgleich werden ab dem Jahr 2012 
wie folgt verteilt: 

 a) Im Jahr 2012 werden 80 % des Getränkesteuerausgleichs im 
Verhältnis der durchschnittlichen Jahreserträge an Getränke- und 
Speiseeissteuer in den Jahren 1993 bis 1997 verteilt; bei Gemeinden, 
in denen der Ertrag an Getränke- und Speiseeissteuer im Jahr 1998 
oder im Jahr 1999 mehr als 50 % über dem durchschnittlichen 
Jahresertrag der Jahre 1993 bis 1997 gelegen ist, wird jedoch statt der 
durchschnittlichen Jahreserträge in den Jahren 1993 bis 1997 der 
jeweils höhere Wert der Jahre 1998 oder 1999 für die Berechnung der 
Anteile der Gemeinde herangezogen. Der Anteil des nach diesem 
Schlüssel verteilten Getränkesteuerausgleichs verringert sich in den 
weiteren Jahren um jeweils 10 Prozentpunkte gegenüber dem Vorjahr. 

(2) Die restlichen Anteile sind als Gemeindeertragsanteile an den 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben an die Länder zu überweisen und von diesen 
– außer in Wien – an die einzelnen Gemeinden nach folgenden Schlüsseln 
aufzuteilen: 

 1. Jene Gemeinden, deren Finanzkraft im Vorjahr den Finanzbedarf nicht 
erreicht hat, erhalten 30 % des Unterschiedsbetrages zwischen 
Finanzbedarf und Finanzkraft. 

 2. Die Anteile aus dem Getränkesteuerausgleich werden ab dem Jahr 2012 
wie folgt verteilt: 

 a) unverändert 

 b) Die weiteren Anteile werden in einen Teil für die Gemeinden bis 
10 000 Einwohnern und in einen Teil für die Gemeinden über 10 000 
Einwohnern geteilt. Die Anteile richten sich nach der Höhe des 
Getränkesteuerausgleichs, den die Gemeinden bis bzw. über 10 000 
Einwohnern im Jahr 2010 erhalten haben, wobei sich diese Einteilung 

 b) Die weiteren Anteile werden in einen Teil für die Gemeinden bis 
10 000 Einwohnern und in einen Teil für die Gemeinden über 10 000 
Einwohnern geteilt. Die Anteile richten sich nach der Höhe des 
Getränkesteuerausgleichs, den die Gemeinden bis bzw. über 10 000 
Einwohnern im Jahr 2010 erhalten haben, wobei sich diese Einteilung 
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der Gemeinden nach der im jeweiligen Jahr gemäß § 9 Abs. 9 
anzuwenden Volkszahl richtet. Städte mit eigenem Statut werden 
unabhängig von ihrer Einwohnerzahl in die Gruppe der Gemeinden 
mit über 10 000 Einwohnern eingeordnet. 

 c bis e) ... 

 3. bis 8. ... 

der Gemeinden nach der im jeweiligen Jahr gemäß § 9 Abs. 9 
anzuwendenden Volkszahl richtet. Städte mit eigenem Statut werden 
unabhängig von ihrer Einwohnerzahl in die Gruppe der Gemeinden 
mit über 10 000 Einwohnern eingeordnet. 

 c bis e) ... 

 3. bis 8. ... 

(3) Der Finanzbedarf jeder Gemeinde wird ermittelt, indem die 
Landesdurchschnittskopfquote der Finanzkraft des Vorjahres mit der abgestuften 
Bevölkerungszahl der Gemeinde (§ 9 Abs. 10 und 11) vervielfacht wird. Die 
Landesdurchschnittskopfquote ergibt sich aus der Finanzkraft (Abs. 4) aller 
Gemeinden des Landes, geteilt durch die Volkszahl des Landes (§ 9 Abs. 9). 

(3) Der Finanzbedarf jeder Gemeinde wird ermittelt, indem die 
Landesdurchschnittskopfquote der Finanzkraft des Vorjahres mit der abgestuften 
Bevölkerungszahl der Gemeinde (§ 9 Abs. 10) vervielfacht wird. Die 
Landesdurchschnittskopfquote ergibt sich aus der Finanzkraft (Abs. 4) aller 
Gemeinden des Landes, geteilt durch die Volkszahl des Landes (§ 9 Abs. 9). 

(4) bis (5) ... (4) bis (5) ... 

(6) Die Gemeinden, die durch die Änderung des abgestuften 
Bevölkerungsschlüssels gemäß § 9 Abs. 11 Verluste erleiden, erhalten in den 
Jahren 2011 bis 2014 Vorausanteile, die sich aus den länderweisen und je 
Größenklasse ermittelten durchschnittlichen Verlusten im Sinne des § 9 Abs. 11 
je Einwohner auf Basis der Ertragsanteile für das Jahr 2010 errechnen. Die 
Größenklassen werden aus den Gemeinden mit einer ermittelten Volkszahl von 
10 001 bis 18 000 Einwohnern, von 20 001 bis 45 000 Einwohnern und über 
50 000 Einwohnern gebildet, wobei Städte mit eigenem Statut bis 20 000 
Einwohnern den Gemeinden von 20 001 bis 45 000 Einwohnern gleichgestellt 
sind. Die Verluste je Einwohner der Gemeinden außerhalb dieser Größenklassen 
werden gemeindeweise ermittelt. 

(6) Die Gemeinden, die durch die Änderung des abgestuften 
Bevölkerungsschlüssels gemäß § 9 Abs. 11 Verluste erleiden, erhalten in den 
Jahren 2011 bis 2014 Vorausanteile, die sich aus den länderweisen und je 
Größenklasse ermittelten durchschnittlichen Verlusten im Sinne des § 9 Abs. 11 
je Einwohner auf Basis der Ertragsanteile für das Jahr 2010 errechnen. Die 
Größenklassen werden aus den Gemeinden mit einer ermittelten Volkszahl von 
10 001 bis 18 000 Einwohnern, von 20 001 bis 45 000 Einwohnern und über 
50 000 Einwohnern gebildet, wobei Städte mit eigenem Statut bis 20 000 
Einwohnern den Gemeinden von 20 001 bis 45 000 Einwohnern gleichgestellt 
sind. Die Verluste je Einwohner der Gemeinden außerhalb dieser Größenklassen 
werden gemeindeweise ermittelt. Die Zitierungen des 
Finanzausgleichsgesetzes 2008 in diesem Absatz beziehen sich auf die Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 103/2007. 

(7) Die Vorausanteile gemäß Abs. 5 und 6 werden jährlich entsprechend der 
Entwicklung der Nettoaufkommen an den Abgaben mit einheitlichem Schlüssel 
im Vorjahr gegenüber dem zweitvorangegangenen Jahr valorisiert, wobei dies bei 
den Vorausanteilen gemäß Abs. 5 bereits erstmals für das Jahr 2008, bei den 
Vorausanteilen gemäß Abs. 6 erstmals für das Jahr 2011 erfolgt. Die valorisierten 
Beträge werden kaufmännisch auf ganze Eurocent gerundet. Die so ermittelten 
Beträge werden mit der jeweils aktuellen Einwohnerzahl der Gemeinden gemäß 
§ 9 Abs. 9 vervielfacht, allerdings richtet sich die Einordnung der Gemeinden in 

(7) unverändert 
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die hier verwendeten Größenklassen bei den Vorausanteilen gemäß Abs. 5 
ausschließlich nach dem Ergebnis der Volkszählung 2001 und bei den 
Vorausanteilen gemäß Abs. 6 ausschließlich nach der Volkszahl im Jahr 2010. 

(7a) Die Gemeinden erhalten ab dem Jahr 2015 jährlich je Einwohner 
folgende Beträge in Euro, wobei hier Statutarstädte bis 20 000 Einwohner 
Gemeinden von 20 001 bis 45 000 Einwohnern gleichgestellt sind: 
 

Einwohnerzahl bis 10.000 
10.001–
20.000 

20.001–
50.000 

über 50.000 

Burgenland 10,69 87,97 100,06 109,99 

Kärnten 8,31 71,99 76,38 82,73 

Niederösterreich 5,27 87,08 94,47 111,30 

Oberösterreich 4,13 83,88 90,67 99,36 

Salzburg 3,38 82,31 88,39 97,15 

Steiermark 7,23 79,58 85,50 93,33 

Tirol 3,86 92,94 99,02 112,04 

Vorarlberg 4,09 79,44 85,34 95,27 

 

Gemeinden, deren Einwohnerzahl im Bereich von 9 300 bis 10 000, von 18 000 
bis 20 000 oder von 45 000 bis 50 000 liegt, bei Städten mit eigenem Statut 
jedoch nur bei solchen, deren Einwohnerzahl im Bereich von 45 000 bis 50 000 
liegt, erhalten einen weiteren Betrag vervielfacht mit der Zahl, mit der die 
Einwohnerzahl die untere Bereichsgrenze übersteigt. Dieser weitere Betrag wird 
mit folgender Formel ermittelt: Differenz zum Vorausanteil der nächsthöheren 
Einwohnerklasse x Einwohnerzahl der oberen Bereichsgrenze / Differenz 
zwischen der Einwohnerzahlen der oberen Bereichsgrenze und derjenigen der 
unteren Bereichsgrenze. Statutarstädte mit 20 001 bis 45 000 Einwohnern 
erhalten zusätzlich jährlich 45,99 Euro je Einwohner, Statutarstädte mit 45 001 
bis 50 000 Einwohnern erhalten einen zusätzlichen jährlichen Betrag je 
Einwohner, der mit folgender Formel ermittelt wird: 45,99 / 5 000 * (50 000 - 
Einwohnerzahl der Gemeinde). 

(7a) Die Gemeinden erhalten ab dem Jahr 2015 jährlich je Einwohner 
folgende Beträge in Euro, wobei hier Statutarstädte bis 20 000 Einwohner 
Gemeinden von 20 001 bis 45 000 Einwohnern gleichgestellt sind: 
 

Einwohnerzahl bis 10.000 
10.001–
20.000 

20.001–
50.000 

über 50.000 

Burgenland 10,69 87,97 100,06 109,99 

Kärnten 8,31 71,99 76,38 82,73 

Niederösterreich 5,27 87,08 94,47 111,30 

Oberösterreich 4,13 83,88 90,67 99,36 

Salzburg 3,38 82,31 88,39 97,15 

Steiermark 7,23 79,58 85,50 93,33 

Tirol 3,86 92,94 99,02 112,04 

Vorarlberg 4,09 79,44 85,34 95,27 

 

Gemeinden, deren Einwohnerzahl im Bereich von 9 300 bis 10 000, von 18 000 
bis 20 000 oder von 45 000 bis 50 000 liegt, bei Städten mit eigenem Statut 
jedoch nur bei solchen, deren Einwohnerzahl im Bereich von 45 000 bis 50 000 
liegt, erhalten einen weiteren Betrag vervielfacht mit der Zahl, mit der die 
Einwohnerzahl die untere Bereichsgrenze übersteigt. Dieser weitere Betrag wird 
mit folgender Formel ermittelt: Differenz zum Vorausanteil der nächsthöheren 
Einwohnerklasse x Einwohnerzahl der oberen Bereichsgrenze / Differenz 
zwischen der Einwohnerzahl der oberen Bereichsgrenze und derjenigen der 
unteren Bereichsgrenze. Statutarstädte mit 20 001 bis 45 000 Einwohnern 
erhalten zusätzlich jährlich 45,99 Euro je Einwohner, Statutarstädte mit 45 001 
bis 50 000 Einwohnern erhalten einen zusätzlichen jährlichen Betrag je 
Einwohner, der mit folgender Formel ermittelt wird: 45,99 / 5 000 * (50 000 - 
Einwohnerzahl der Gemeinde). 
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(7b) und (8) ... (7b) und (8) ... 

§§ 12. bis 19. ... §§ 12. bis 19. ... 

III. Finanzzuweisungen und Zuschüsse 

(§§ 12 und 13 F-VG 1948) 

Finanzzuweisungen 

§ 20. ... 

III. Finanzzuweisungen und Zuschüsse 

(§§ 12 und 13 F-VG 1948) 

Finanzzuweisungen 

§ 20. ... 

§ 21. (1) Der Bund gewährt Gemeinden (Wien als Gemeinde) im Jahr 2008 
eine Finanzzuweisung von 101,874 Millionen Euro und in den weiteren Jahren in 
der Höhe der Summe von 

 1. 1,24% der ungekürzten Ertragsanteile (§ 11 Abs. 1 erster Satz) der 
Gemeinden (Wien als Gemeinde) mit Ausnahme des Ausgleichs für die 
Abschaffung der Selbstträgerschaft (§ 9 Abs. 7 Z 5 lit. b sublit. bd) und 

 2. 9,07 Millionen Euro jährlich in den Jahren 2009 und 2010 und 11,07 
Millionen Euro in den Jahren 2011 bis 2014. 

Dieser Betrag mit Ausnahme von 3,98 Millionen Euro in den Jahren 2008 bis 
2010 und mit Ausnahme von 15,98 Millionen Euro in den Jahren 2011 bis 2014 
ist vorerst länderweise nach der Volkszahl aufzuteilen; hierauf sind die so 
erhaltenen Quoten jener Länder, deren Bedarf gemäß Abs. 6 dabei nicht erreicht 
wird, auf den Bedarf zu Lasten der übrigen Länder nach ihren Anteilen an der 
Volkszahl anzuheben, wobei jedoch jedem Land der Bedarf zu verbleiben hat. 
Die Aufteilung von weiteren 3,98 Millionen Euro erfolgt länderweise nach der 
Volkszahl. In den Jahren 2011 bis 2014 ist der Anteil Wiens um 2 Millionen Euro 
jährlich zu kürzen. 

§ 21. (1) Der Bund gewährt Gemeinden (Wien als Gemeinde) im Jahr 2008 
eine Finanzzuweisung von 101,874 Millionen Euro und in den weiteren Jahren in 
der Höhe der Summe von 

 1. 1,24% der ungekürzten Ertragsanteile (§ 11 Abs. 1 erster Satz) der 
Gemeinden (Wien als Gemeinde) mit Ausnahme des Ausgleichs für die 
Abschaffung der Selbstträgerschaft und 

 2. 9,07 Millionen Euro jährlich in den Jahren 2009 und 2010 und 11,07 
Millionen Euro in den Jahren 2011 bis 2016. 

Dieser Betrag mit Ausnahme von 3,98 Millionen Euro in den Jahren 2008 bis 
2010 und mit Ausnahme von 15,98 Millionen Euro in den Jahren 2011 bis 2016 
ist vorerst länderweise nach der Volkszahl aufzuteilen; hierauf sind die so 
erhaltenen Quoten jener Länder, deren Bedarf gemäß Abs. 6 dabei nicht erreicht 
wird, auf den Bedarf zu Lasten der übrigen Länder nach ihren Anteilen an der 
Volkszahl anzuheben, wobei jedoch jedem Land der Bedarf zu verbleiben hat. 
Die Aufteilung von weiteren 3,98 Millionen Euro erfolgt länderweise nach der 
Volkszahl. In den Jahren 2011 bis 2016 ist der Anteil Wiens um 2 Millionen Euro 
jährlich zu kürzen. 

(2) bis (11) ... (2) bis (11) ... 

§§ 22 bis 22b. ... §§ 22 bis 22b. ... 

Zuschüsse 

§ 23. (1) ... 

Zuschüsse 

§ 23. (1) ... 

(2) Der Bund gewährt den Ländern zum Zwecke der 
Krankenanstaltenfinanzierung einen Zweckzuschuss in Höhe von 0,642 % des 

(2) Der Bund gewährt den Ländern zum Zwecke der 
Krankenanstaltenfinanzierung einen Zweckzuschuss in Höhe von 0,642 % des 
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Aufkommens an der Umsatzsteuer nach Abzug des in § 8 Abs. 2 Z 1 genannten 
Betrages. Die Aufteilung erfolgt nach dem in § 9 Abs. 7 Z 5 lit. a sublit. ab 
genannten Verhältnis. Die Bestimmungen über die Vorschüsse auf die 
Ertragsanteile der Länder an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben (§ 12 Abs. 1 
und Abs. 2) sind anzuwenden. 

Aufkommens an der Umsatzsteuer nach Abzug des in § 8 Abs. 2 Z 1 genannten 
Betrages. Die Aufteilung erfolgt nach dem in § 9 Abs. 7 Z 6 lit. a genannten 
Verhältnis. Die Bestimmungen über die Vorschüsse auf die Ertragsanteile der 
Länder an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben (§ 12 Abs. 1 und Abs. 2) sind 
anzuwenden. 

(3) bis (4) ... (3) bis (4) ... 

(4a) Der Bund gewährt den Ländern für den Ausbau des 
Kinderbetreuungsangebots im Jahr 2011 einen Zweckzuschuss in der Höhe von 
insgesamt 10 Millionen Euro und in den Jahren 2012 bis 2014 Zweckzuschüsse in 
der Höhe von insgesamt 15 Millionen Euro jährlich. Diese Beträge werden wie 
folgt aufgeteilt: 
 

Burgenland 2,882 % 
Kärnten 6,065 % 

Niederösterreich 18,184 % 
Oberösterreich 17,451 % 

Salzburg 6,445 % 
Steiermark 13,210 % 

Tirol 8,651 % 

Vorarlberg 4,967 % 
Wien 22,145 % 
 

Voraussetzung für die Gewährung der Zweckzuschüsse ist das Bestehen einer 
Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über 
den Ausbau des institutionellen Kinderbetreuungsangebots, über die konkrete 
Verwendung der Zweckzuschüsse und über deren Abrechnung. Tritt diese 
Vereinbarung für ein Land oder mehrere Länder in einem Kalenderjahr nicht in 
Kraft, so erhöht sich für die übrigen Länder ihr Anteil am Zweckzuschuss des 
Bundes im Verhältnis ihrer Anteile am Verteilungsschlüssel. 

„(4a) Der Bund gewährt den Ländern für den Ausbau des 
Kinderbetreuungsangebots Zweckzuschüsse in folgender Höhe:  

 1. im Jahr 2011: 10 Millionen Euro; 

 2. in den Jahren 2012 und 2013: 15 Millionen Euro jährlich; 

 3. in den Jahren 2014 und 2015: 100 Millionen Euro jährlich; 

 4. in den Jahren 2016 und 2017: 52,5 Millionen Euro jährlich. 

Diese Beträge werden wie folgt aufgeteilt: 
 

Zuschüsse für 2011 bis 2014 2015 bis 2017 

Burgenland 2,882 % 2,904 % 
Kärnten 6,065 % 5,884 % 

Niederösterreich 18,184 % 18,188 % 

Oberösterreich 17,451 % 17,393 % 
Salzburg 6,445 % 6,404 % 

Steiermark 13,210 % 13,059 % 
Tirol 8,651 % 8,668 % 

Vorarlberg 4,967 % 4,916 % 
Wien 22,145 % 22,584 % 
 

Voraussetzung für die Gewährung der Zweckzuschüsse ist das Bestehen einer 
Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über 
den Ausbau des institutionellen Kinderbetreuungsangebots, über die konkrete 
Verwendung der Zweckzuschüsse und über deren Abrechnung. Tritt diese 
Vereinbarung für ein Land oder mehrere Länder in einem Kalenderjahr nicht in 
Kraft, so erhöht sich für die übrigen Länder ihr Anteil am Zweckzuschuss des 
Bundes im Verhältnis ihrer Anteile am Verteilungsschlüssel. 

(4b) Der Bund gewährt den Ländern in den Jahren 2012 bis 2014 für die (4b) Der Bund gewährt den Ländern für die Finanzierung von Maßnahmen 
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Finanzierung von Maßnahmen zur sprachlichen Frühförderung einen 
Zweckzuschuss in der Höhe von bis zu 5 Millionen Euro jährlich. Voraussetzung 
für die Gewährung der Zweckzuschüsse ist das Bestehen einer Vereinbarung 
gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über die 
verpflichtende frühe sprachliche Förderung in institutionellen 
Kinderbetreuungseinrichtungen, über die Aufteilung der Mittel auf die Länder, 
über die konkrete Verwendung der Zweckzuschüsse und über deren Abrechnung. 

zur Frühförderung Zweckzuschüsse in folgender Höhe: 

 1. in den Kalenderjahren 2012 bis 2014: 5 Millionen Euro jährlich; 

 2. in den Kindergartenjahren 2015/2016 bis 2017/2018: 20 Millionen Euro 
jährlich. 

Voraussetzung für die Gewährung der Zweckzuschüsse ist das Bestehen einer 
Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über 
die verpflichtende frühe sprachliche Förderung sowie die Förderung des 
Entwicklungsstandes in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen, über die 
Aufteilung der Mittel auf die Länder, über die konkrete Verwendung der 
Zweckzuschüsse und über deren Abrechnung. 

(4c) bis (5)... (4c) bis (5) ... 

IV. Sonder- und Schlussbestimmungen 

Inkrafttreten, Sonderbestimmungen 

§ 24. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2008 in Kraft. 

IV. Sonder- und Schlussbestimmungen 

Inkrafttreten, Sonderbestimmungen 

§ 24. (1) unverändert 

(1a) bis (1g) ... (1a) bis (1g) ... 

 (1h) § 9 Abs. 1, Abs. 7 Z 5 bis 7 und Abs. 10, § 11 Abs. 3 und § 23 Abs. 2 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/xxxx treten mit 1. Jänner 2015 
in Kraft. § 9 Abs. 11 und § 24 Abs. 7 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2014 
außer Kraft. 

(2) ... (2) ... 

(3) In der Zeit vom 1. Jänner 2008 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2014 
sind 

 1. § 107 des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 302, und 

 2. § 116 des Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 296, 

nicht anzuwenden. 

(3) In der Zeit vom 1. Jänner 2008 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2016 
sind 

 1. § 107 des Landeslehrer-Dienstrechtsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 302, und 

 2. § 116 des Land- und forstwirtschaftlichen Landeslehrer-
Dienstrechtsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 296, 

nicht anzuwenden. 

(4) ... (4) ... 

(5) Der Bundesminister für Finanzen hat die Schlüssel für die Anteile gemäß 
§ 9 Abs. 1 und Abs. 7 Z 5 an den Abgaben mit einheitlichem Schlüssel (§ 9 

(5) Der Bundesminister für Finanzen hat die Schlüssel für die Anteile gemäß 
§ 9 Abs. 1 und Abs. 7 Z 5 an den Abgaben mit einheitlichem Schlüssel (§ 9 
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Abs. 1) für die Jahre 2008 bis 2010 bis spätestens September 2008 sowie für die 
Jahre 2011 bis 2014 bis spätestens September 2011 zu ermitteln. Alle 
Prozentsätze sind auf drei Nachkommastellen kaufmännisch zu runden; soweit 
die Prozentsätze in Summe 100% ergeben müssen, sind allfällige 
Rundungsdifferenzen bei denjenigen Prozentsätzen auszugleichen, bei denen sich 
dadurch die geringsten Änderungen gegenüber dem ungerundeten Wert ergeben. 
Die so ermittelten Prozentsätze sind mit Verordnung kundzumachen. Für die bis 
zur Ermittlung der Prozentsätze für das Jahr 2008 fälligen Vorschüsse gelten 
folgende Schlüssel: 

 1. Die Erträge an den Abgaben mit einheitlichem Schlüssel werden gemäß 
§ 9 Abs. 1 zwischen dem Bund, den Ländern (Wien als Land) und den 
Gemeinden (Wien als Gemeinde) in folgendem Hundertsatzverhältnis 
geteilt: 

 
Bund Länder Gemeinden 

Abgaben mit einheitlichem Schlüssel 71,775 16,512 11,713 
 

 2. Die Anteile der Länder und Gemeinden an den Abgaben mit 
einheitlichem Schlüssel werden gemäß § 9 Abs. 7 Z 5 nach folgenden 
Schlüsseln verteilt: 

 
Länder Gemeinden 

Volkszahl 70,935% 16,043% 
abgestufter Bevölkerungsschlüssel – 59,357% 
Fixschlüssel 29,065% 24,600% 

 

 3. Die länderweisen Fixschlüssel gemäß § 9 Abs. 7 Z 5 lit. a sublit. ad bzw. 
§ 9 Abs. 7 Z 5 lit. b sublit. be betragen: 

 
 Länder Gemeinden 
Burgenland 3,536% 1,484% 
Kärnten 7,224% 5,286% 
Niederösterreich 18,673% 14,078% 
Oberösterreich 15,647% 16,673% 
Salzburg 7,440% 8,175% 

Abs. 1) für die Jahre 2008 bis 2010 bis spätestens September 2008 sowie für die 
Jahre 2011 bis 2014 bis spätestens September 2011 zu ermitteln. Alle 
Prozentsätze sind auf drei Nachkommastellen kaufmännisch zu runden; soweit 
die Prozentsätze in Summe 100% ergeben müssen, sind allfällige 
Rundungsdifferenzen bei denjenigen Prozentsätzen auszugleichen, bei denen sich 
dadurch die geringsten Änderungen gegenüber dem ungerundeten Wert ergeben. 
Die so ermittelten Prozentsätze sind mit Verordnung kundzumachen. Für die bis 
zur Ermittlung der Prozentsätze für das Jahr 2008 fälligen Vorschüsse gelten 
folgende Schlüssel: 

 1. bis 3. unverändert 
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Steiermark 14,025% 9,603% 
Tirol 9,562% 9,037% 
Vorarlberg 5,404% 5,925% 
Wien 18,489% 29,739% 

 

Der Bundesminister für Finanzen hat weiters den neuen abgestuften 
Bevölkerungsschlüssel gemäß § 9 Abs. 11 und die Höhe des Ausgleichs-
Vorausanteils gemäß § 11 Abs. 6 bis spätestens September 2011 zu ermitteln und 
mit Verordnung kundzumachen. Für die bis zur Kundmachung der 
Verteilungsschlüssel für das Jahr 2011 fälligen Vorschüsse sind vom 
Bundesminister für Finanzen bis Dezember 2010 vorläufige Werte auf Basis einer 
aktuellen Prognose zu ermitteln und mittels Verordnung kundzumachen. Der 
Ausgleich zwischen den vorläufigen und den endgültigen Verteilungsschlüsseln 
hat jeweils bei den Jahresabrechnungen zu erfolgen. 

Der Bundesminister für Finanzen hat weiters den neuen abgestuften 
Bevölkerungsschlüssel gemäß § 9 Abs. 11 und die Höhe des Ausgleichs-
Vorausanteils gemäß § 11 Abs. 6 bis spätestens September 2011 zu ermitteln und 
mit Verordnung kundzumachen. Für die bis zur Kundmachung der 
Verteilungsschlüssel für das Jahr 2011 fälligen Vorschüsse sind vom 
Bundesminister für Finanzen bis Dezember 2010 vorläufige Werte auf Basis einer 
aktuellen Prognose zu ermitteln und mittels Verordnung kundzumachen. Der 
Ausgleich zwischen den vorläufigen und den endgültigen Verteilungsschlüsseln 
hat jeweils bei den Jahresabrechnungen zu erfolgen. Die Zitierungen des 
Finanzausgleichsgesetzes 2008 in diesem Absatz beziehen sich auf die Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 103/2007. 

(6) Die Auswirkungen der Abschaffung der Selbstträgerschaft gemäß § 42 
und § 46 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 gemäß § 9 Abs. 2 und 2a, 
§ 9 Abs. 7 Z 5 lit. a sublit. ac und lit. b sublit. bd und § 11 Abs. 8 sind vom 
Bundesminister für Finanzen zu erheben und im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Gesundheit, Familie und Jugend mit Verordnung 
kundzumachen, wobei 

 1. bis 5. ... 

(6) Die Auswirkungen der Abschaffung der Selbstträgerschaft gemäß § 42 
und § 46 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 gemäß § 9 Abs. 2 und 2a, 
§ 9 Abs. 7 Z 5 und § 11 Abs. 8 sind vom Bundesminister für Finanzen zu erheben 
und im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Familien und Jugend mit 
Verordnung kundzumachen, wobei 

 1. bis 5. ... 

(7) Wenn § 2 und § 4 des Zweckzuschussgesetzes 2001 nicht mit Ablauf des 
31. Dezember 2008 außer Kraft treten (§ 6 Abs. 2 zweiter Satz des 
Zweckzuschussgesetzes 2001), dann werden die Anteile der Länder an den 
Abgaben mit einheitlichem Schlüssel nach einem Schlüssel verteilt, der nach der 
in § 9 Abs. 1 Z 2 und Abs. 7 Z 5 lit. d und g geregelten Methode ermittelt wird, 
jedoch ohne die Einnahmen der Länder gemäß § 1 des 
Zweckzuschussgesetzes 2001 einzubeziehen; der in § 9 Abs. 7 Z 5 lit. a sublit. aa 
und ad geregelte Abzug bzw. die Hinzurechnung von 1 780 500 000 Euro entfällt 
in diesem Fall. Nach einem späteren Außerkrafttreten tritt der in § 9 Abs. 1 Z 2 
und Abs. 7 Z 5 lit. d und g geregelte Schlüssel rückwirkend mit 1. Jänner 2009 in 
Kraft und sind die bisherigen Vorschüsse aufzurollen. 

 

(8) bis (9a) ... (8) bis (9a) ... 
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(10) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

 1. der Bundesminister für Finanzen, soweit sich nachstehend nicht anderes 
ergibt, 

 2. der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur hinsichtlich des § 4, 
jedoch soweit sich diese Bestimmungen auf den Aktivitäts- und 
Pensionsaufwand der an den im § 4 Abs. 1 Z 2 genannten land- und 
forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen tätigen Lehrer und 
Religionslehrer sowie deren Angehörigen oder Hinterbliebenen beziehen, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, 

 2a. der Bundesminister für Inneres hinsichtlich des § 4a, 

 3. der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft hinsichtlich der Erlassung von Verordnungen gemäß 
§ 9 Abs. 6 letzter Satz, 

 4. der Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur hinsichtlich des 
§ 23 Abs. 3 und des Abs. 3 Z 1, 

 5. der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundeskanzler und dem Bundesminister für Gesundheit, Familie und 
Jugend hinsichtlich der Abrechnung des Zweckzuschusses gemäß § 23 
Abs. 4 Z 1, 

 6. der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Unterricht, Kunst und Kultur hinsichtlich der 
Abrechnung des Zweckzuschusses gemäß § 23 Abs. 4 Z 2, 

 6a. der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft, Familie und Jugend und dem 
Bundeskanzler hinsichtlich der Abrechnung des Zweckzuschusses gemäß 
§ 23 Abs. 4a, 

 6b. der Bundesminister für Inneres hinsichtlich des § 23 Abs. 4b, 

 7. der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft hinsichtlich des Abs. 3 Z 2, 

 8. der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 

(10) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

 1. der Bundesminister für Finanzen, soweit sich nachstehend nicht anderes 
ergibt, 

 2. der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Bildung und Frauen hinsichtlich des § 4, jedoch 
soweit sich diese Bestimmungen auf den Aktivitäts- und 
Pensionsaufwand der an den im § 4 Abs. 1 Z 2 genannten land- und 
forstwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen tätigen Lehrer und 
Religionslehrer sowie deren Angehörigen oder Hinterbliebenen beziehen, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, 

 2a. der Bundesminister für Inneres hinsichtlich des § 4a, 

 3. der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft hinsichtlich der Erlassung von Verordnungen gemäß 
§ 9 Abs. 6 letzter Satz, 

 4. der Bundesminister für Bildung und Frauen hinsichtlich des § 23 Abs. 3 
und des Abs. 3 Z 1, 

 5. der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Bildung und Frauen und dem Bundesminister für 
Familien und Jugend hinsichtlich der Abrechnung des Zweckzuschusses 
gemäß § 23 Abs. 4 Z 1, 

 6. der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Bildung und Frauen hinsichtlich der Abrechnung des 
Zweckzuschusses gemäß § 23 Abs. 4 Z 2, 

 6a. der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Familien und Jugend und dem Bundesminister für 
Bildung und Frauen hinsichtlich der Abrechnung des Zweckzuschusses 
gemäß § 23 Abs. 4a, 

 6b. der Bundesminister für Europa, Integration und Äußeres hinsichtlich des 
§ 23 Abs. 4b, 

 7. der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft hinsichtlich des Abs. 3 Z 2, 
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Bundesminister für Gesundheit, Familie und Jugend hinsichtlich der 
Kundmachung der Verordnung gemäß Abs. 6, 

 9. der Bundesminister für Gesundheit, Familie und Jugend hinsichtlich des 
Abs. 6 letzter Satz. 

 8. der Bundesminister für Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Familien und Jugend hinsichtlich der Kundmachung 
der Verordnung gemäß Abs. 6, 

 9. der Bundesminister für Gesundheit hinsichtlich des Abs. 6 letzter Satz. 

Außerkrafttreten 

§ 25. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausnahme der Bestimmungen des 
§ 24 Abs. 2 und des Abs. 3 dieses Paragrafen mit Ablauf des 31. Dezember 2014 
außer Kraft. 

Außerkrafttreten 

§ 25. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausnahme der Bestimmungen des 
§ 24 Abs. 2 und des Abs. 3 dieses Paragrafen mit Ablauf des 31. Dezember 2016 
außer Kraft. 

(2) ... (2) ... 

(3) Wenn bei Beginn eines Jahres der Finanzausgleich für dieses Jahr noch 
nicht gesetzlich geregelt ist, werden die im letzten Jahr seiner Geltung in Kraft 
gestandenen Bestimmungen bis zu einer gesetzlichen Neuregelung vorläufig 
weiter angewandt. Inwieweit die demgemäß geleisteten Zahlungen rückwirkend 
neu geregelt werden, bleibt der gesetzlichen Neuregelung vorbehalten. 

(3) unverändert 

Artikel 2 (Änderung des Gesundheits- und Sozialbereich-Beihilfengesetzes) 

§ 1. ... § 1. ... 

§ 2. (1) Kranken- und Kuranstalten einschließlich der eigenen Kranken- und 
Kuranstalten der Sozialversicherungsträger und der 
Krankenfürsorgeeinrichtungen, die nach § 6 Abs. 1 Z 18 und 25 UStG 1994 
befreite Umsätze bewirken, haben einen Anspruch auf eine Beihilfe in Höhe der 
im Zusammenhang mit den befreiten Umsätzen stehenden, nach § 12 Abs. 3 
UStG 1994 nicht abziehbaren Vorsteuern, abzüglich 10% der Entgelte für nach 
§ 6 Abs. 1 Z 18 oder 25 UStG 1994 befreite Umsätze, soweit sie nicht aus 
öffentlichen Mitteln stammen (Klassegelder, Entgelte für Privatpatienten). Eine 
Kürzung der Beihilfe im Ausmaß von 10% der nicht aus öffentlichen Mitteln 
stammenden Entgelte ist auch bei anderen befreiten Umsätzen vorzunehmen, für 
die zuvor nicht abzugsfähige Vorsteuern als Beihilfe in Anspruch genommen 
worden sind. Das Ausmaß der Kürzung wird bei steuerfreien 
Grundstücksumsätzen durch die Höhe der anteilig in Anspruch genommenen 
Beihilfen begrenzt. Die Beihilfe gilt in Fällen, in denen die Sachleistungskosten 
mit einem Landesfonds oder mit einem inländischen Sozialversicherungsträger 

§ 2. (1) unverändert 
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verrechnet werden, als Teil der Mittel des jeweiligen Landesfonds oder 
inländischen Sozialversicherungsträgers. 

(2) Die Regelung des Abs. 1 gilt bis zum 31. Dezember 2014 auch für 
Unternehmer, die Lieferungen von menschlichem Blut (§ 6 Abs. 1 Z 21 
UStG 1994) oder Umsätze gemäß § 6 Abs. 1 Z 22 UStG 1994 bewirken, wobei 
Umsätze an Unternehmer, die nach § 6 Abs. 1 Z 18 und 25 UStG befreite 
Umsätze bewirken, nicht unter die Kürzungsbestimmungen des Abs. 1 fallen. 

(2) Die Regelung des Abs. 1 gilt bis zum 31. Dezember 2016 auch für 
Unternehmer, die Lieferungen von menschlichem Blut (§ 6 Abs. 1 Z 21 
UStG 1994) oder Umsätze gemäß § 6 Abs. 1 Z 22 UStG 1994 bewirken, wobei 
Umsätze an Unternehmer, die nach § 6 Abs. 1 Z 18 und 25 UStG befreite 
Umsätze bewirken, nicht unter die Kürzungsbestimmungen des Abs. 1 fallen. 

(3) bis (5) ... (3) bis (5) ... 

§§ 3. bis 16 ... §§ 3. bis 16. ... 

Artikel 3 (Änderung des Bundesgesetzes, mit dem das Finanzausgleichsgesetz 1993 geändert wird, BGBl. Nr. 959/1993) 

Artikel II Artikel II 

1. Artikel I tritt mit Ausnahme der Z 7 mit 1. Jänner 1994, Artikel I Z 7 tritt 
mit 1. Jänner 1995 in Kraft. 

1. … 

2. Forderungen des Bundes an Gemeinden aus Gewerbesteuerübergenüssen, 
die zum Stichtag 31. Dezember 1994 bestehen oder nach diesem Zeitpunkt 
entstehen, sind vom Bund zum nächstmöglichen Zeitpunkt gegen die Ansprüche 
der Gemeinde auf Überweisung der Ertragsanteile oder der Ertragsanteile-
Vorschüsse aufzurechnen. 

tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2014 außer Kraft 

Artikel 4 (Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 2001) 

§ 25. (1) Abgaben von demselben Besteuerungsgegenstand sind die 
Bundesgewerbesteuer und die Gewerbesteuer. 

§ 25. (1) unverändert 

(2) Von demselben Besteuerungsgegenstand Gewerbebetrieb im Sinne des 
Gewerbesteuergesetzes 1953, BGBl. Nr. 2/1954, erheben der Bund 
(Bundesgewerbesteuer) und die Gemeinden (Gewerbesteuer) gleichartige 
Abgaben. Die Abgabe des Bundes beträgt 128 vH des einheitlichen 
Steuermessbetrages und wird zugleich mit der Gewerbesteuer nach dem 
Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital berechnet, festgesetzt, eingehoben und 
zwangsweise eingebracht. Unabhängig vom Gewerbeertrag und vom 
Gewerbekapital können die Gemeinden auch die Lohnsumme als 

(2) unverändert 
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Besteuerungsgrundlage für die Gewerbesteuer wählen. 

(3) Die Regelung der Erhebung und der Verwaltung der im Abs. 1 
genannten Abgaben erfolgt durch die Bundesgesetzgebung mit der Maßgabe, dass 
die Regelung der Erhebung und der Verwaltung der Lohnsummensteuer für 
Erhebungszeiträume bis 31. Dezember 1993 der Landesgesetzgebung insoweit 
überlassen wird, als nicht bundesgesetzliche Vorschriften entgegenstehen. 

(3) unverändert 

(4) Für die Erhebung und Verwaltung der Lohnsummensteuer sind die 
Gemeinden zuständig, soweit nicht bundes- oder landesgesetzliche Vorschriften 
entgegenstehen. 

(4) unverändert 

(5) Der Ertrag der Gewerbesteuer (nach dem Gewerbeertrag und dem 
Gewerbekapital) wird nach dem tatsächlichen örtlichen Aufkommen unter 
Berücksichtigung der Zerlegungsanteile aufgeteilt. Die Überweisung des Ertrages 
der Gewerbesteuer erfolgt monatlich im Nachhinein in der Höhe des Erfolges des 
abgelaufenen Kalendermonates. Die Behörden der Bundesfinanzverwaltung sind 
verpflichtet, den Gemeinden auf Verlangen alle Aufschlüsse über die Bemessung 
und Einhebung dieser Abgabe und deren voraussichtlichen Ertrag zu erteilen. 

(5) unverändert 

(6) Nebenansprüche zur Gewerbesteuer (nach dem Gewerbeertrag und dem 
Gewerbekapital) und zur Bundesgewerbesteuer im Sinne der 
Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, fallen dem Bund zu, der auch die 
Kosten der ihm auf dem Gebiete der Gewerbesteuer obliegenden 
Verwaltungsaufgaben zu tragen hat. 

(6) Nebenansprüche zur Gewerbesteuer (nach dem Gewerbeertrag und dem 
Gewerbekapital) und zur Bundesgewerbesteuer im Sinne der 
Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961, fallen dem Bund zu, der auch die 
Kosten der ihm auf dem Gebiete der Gewerbesteuer obliegenden 
Verwaltungsaufgaben zu tragen hat. Nach Ablauf des 30. November 2014 
eingegangene Resteingänge an Gewerbesteuer fallen dem Bund zu. 

(7) Die im Abs. 2, 4 und 5 geregelten Aufgaben der Gemeinde sind mit 
Ausnahme der zwangsweisen Einbringung der Grundsteuer solche des eigenen 
Wirkungsbereiches. 

(7) unverändert 

Artikel 5 (Änderung des Transparenzdatenbankgesetzes 2012) 

Transparenzportalabfrage 

§ 32. (1) bis (5) ... 

Transparenzportalabfrage 

§ 32. (1) bis (5) ... 

(6) Zur Erfüllung des Überprüfungszwecks erhalten abfrageberechtigte 
Stellen der Länder ab dem 1. April 2013 und bis zum Abschluss der Evaluierung 
gemäß Art. 15 Abs. 5 der Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern 

(6) Zur Erfüllung des Überprüfungszwecks erhalten abfrageberechtigte 
Stellen der Länder ab dem 1. April 2013 und bis zum Abschluss der Evaluierung 
gemäß Art. 15 Abs. 5 der Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern 
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gemäß Art. 15a B-VG über eine Transparenzdatenbank, im Fall einer Fortführung 
der Umsetzung der gebietskörperschaftenübergreifenden Transparenzdatenbank 
nach Abschluss der Evaluierung jedoch längstens bis zum 31. Dezember 2014 die 
Berechtigung zur Einsicht in die Bundesdaten, wenn diese Einsicht zur 
Gewährung, Einstellung oder Rückforderung eines bereits erfassten und 
kategorisierten Leistungsangebotes der Länder auf landesgesetzlicher Grundlage 
erforderlich ist und sich die Berechtigung zur Einsicht aufgrund eines 
Landesgesetzes und aus der Kategorisierung ergibt. Der Umfang der 
Leseberechtigung richtet sich nach der Leistungskategorisierung. Alle über das 
Transparenzportal abgerufenen Daten dürfen ausschließlich zur Erfüllung des 
Überprüfungszweckes (§ 2 Z 4) verwendet werden und unterliegen der 
Geheimhaltung. Anzeigen von Leistungen aus einem als „sensibel“ 
gekennzeichneten Leistungsangebot im Sinne des § 21 Abs. 1 Z 3 dürfen nur 
unter der Voraussetzung des § 22 Abs. 5 erfolgen. 

gemäß Art. 15a B-VG über eine Transparenzdatenbank, im Fall einer Fortführung 
der Umsetzung der gebietskörperschaftenübergreifenden Transparenzdatenbank 
nach Abschluss der Evaluierung jedoch längstens bis zum 31. Dezember 2015 die 
Berechtigung zur Einsicht in die Bundesdaten, wenn diese Einsicht zur 
Gewährung, Einstellung oder Rückforderung eines bereits erfassten und 
kategorisierten Leistungsangebotes der Länder auf landesgesetzlicher Grundlage 
erforderlich ist und sich die Berechtigung zur Einsicht aufgrund eines 
Landesgesetzes und aus der Kategorisierung ergibt. Der Umfang der 
Leseberechtigung richtet sich nach der Leistungskategorisierung. Alle über das 
Transparenzportal abgerufenen Daten dürfen ausschließlich zur Erfüllung des 
Überprüfungszweckes (§ 2 Z 4) verwendet werden und unterliegen der 
Geheimhaltung. Anzeigen von Leistungen aus einem als „sensibel“ 
gekennzeichneten Leistungsangebot im Sinne des § 21 Abs. 1 Z 3 dürfen nur 
unter der Voraussetzung des § 22 Abs. 5 erfolgen. 

(7) bis (10) ... (7) bis (10) ... 

Artikel 6 (Änderung des Gebührengesetzes 1957) 

§ 35. (1) bis (6) ... § 35. (1) bis (6) ... 

(6) Schriften, die unmittelbar durch die Geburt eines Kindes veranlasst sind 
(insbesondere Geburtsurkunde, Staatsbürgerschaftsnachweis, Reisedokument), 
sofern sie innerhalb von zwei Jahren ab der Geburt ausgestellt werden, sind von 
den Stempelgebühren und den Verwaltungsabgaben des Bundes befreit; dies gilt 
auch für jene ausländischen Schriften, die in diesem Zusammenhang zum 
amtlichen Gebrauch vorgelegt werden. Die Befreiung ist auf Schriften gemäß 
§ 14 Tarifpost 2 Abs. 1 Z 3 sowie auf Reisedokumente gemäß § 14 Tarifpost 9 
Abs. 1 Z 4 und 4a nicht anzuwenden. Den Gemeinden (ohne Wien) steht je 
gebührenfrei ausgestelltem Reisedokument ein Betrag in Höhe der von der 
Österreichischen Staatsdruckerei GmbH in Rechnung gestellten 
Produktionskosten zu. (Letzter Satz in der mit Ablauf des 31.12.2013 außer Kraft 
getretenen Fassung.) 

(6) Schriften, die unmittelbar durch die Geburt eines Kindes veranlasst sind 
(insbesondere Geburtsurkunde, Staatsbürgerschaftsnachweis, Reisedokument), 
sofern sie innerhalb von zwei Jahren ab der Geburt ausgestellt werden, sind von 
den Stempelgebühren und den Verwaltungsabgaben des Bundes befreit; dies gilt 
auch für jene ausländischen Schriften, die in diesem Zusammenhang zum 
amtlichen Gebrauch vorgelegt werden. Die Befreiung ist auf Schriften gemäß 
§ 14 Tarifpost 2 Abs. 1 Z 3 sowie auf Reisedokumente gemäß § 14 Tarifpost 9 
Abs. 1 Z 4 und 4a nicht anzuwenden. Den Städten mit eigenem Statut 
(einschließlich Wien) sowie den Gemeinden Leoben und Schwechat steht für die 
Ausstellung von gebührenfreien Reisedokumenten und Aufenthaltstiteln ein 
Pauschalbetrag zu, der für die Städte mit eigenem Statut 0,12 Euro jährlich je 
Einwohner und für die Gemeinden Leoben und Schwechat 0,20 Euro jährlich je 
Einwohner (§ 9 Abs. 9 des Finanzausgleichsgesetzes 2008, BGBl. I Nr. 103/2007, 
in der jeweils geltenden Fassung) beträgt. 

§ 37. (1) bis (35) ... § 37. (1) bis (34) ... 
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Geltende Fassung 
 

Vorgeschlagene Fassung 
 

 (35) § 35 Abs. 6 letzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/xxxx tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 
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